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Der Sozialpolitische AusschulJ hat sich in 5 
Sitzungen mit der Beratung des Gesetzent- 
wurfs — Nr. 2934 der Drucksadien — be- 
faßt. Im Ausschuß bestand Einmütigkeit, die- 
ses Gesetz mit Rücksicht auf die schon lange 
erwartete Zulage in der Unfallversicherung 
so schnell wie möglich zu verabschieden. 

Zu § 1 des Gesetzes ergab sich eine Grundsatz- 
Diskussion, ob die Verletztenrente als Zulage 
nur dann gezahlt werden soll, wenn diese 
Rente mindestens 50 vom Hundert der Voll- 
rente beträgt. 

Die Mehrheit im Ausschuß war der Auffas- 
sung, daß die meisten Rentenempfänger, die 
um weniger als 50 vom Hundert erwerbs- 
gemindert sind, neben dem Rentenempfang 
(len vollen Tariflohn verdienen. Diese An- 
nahme wurde durch Zahlen bestätigt, die 
das Bundesarbeitsministerium zur Verfügung 
stellte. 

Die Zahl der Unfallversicherten im Bundes- 
gebiet betrug 

im Jahre 1950 rd. 24 Millionen Versicherte 
und am 1. Juli 1951 rd. 25 Millionen Versicherte. 


Die Zahl der Unfallrenten betrug im Reichs- 
itebiet 

im Jahre 1928 rd. 980 000 Renten. 

Die entsprechenden Zahlen im Bundesgebiet 
betrugen 

im Jahre 1950 rd. 636 000 
und am 1. Juli 1951 rd. 670 000 Renten. 

Der Aufw^and für die gesetzliche Unfallver- 
sicherung belief sidi im Reichsgebiet 
im Jahre 1928 auf rd. 380 Millionen RM 
und im Bundesgebiet 

im Jahre 1950 auf rd. 586 Millionen DM. 

Die Ausgaben für 1951 werden schätzungs- 
weise 650 Millionen DM betragen. 

Der Stand der Rentenempfänger war am 
1. Juli 1951 mit 
670 000 angegeben, 
davon 

500 000 Verletzten- (und Kranken-) Renten 
und 

170 000 Hinterbliebenenrenten. 
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Am 1. Januar 1950 zählte die gesetzliche Un- 
fallversicherung an Schwerverletzten 
110 000 Rentenempfänger. 

Am 1. Juli 1951 dürfte hiernach mit einer 
Zahl von 370 000 Verletztcnrentenempfän- 
gern mit Renten unter 50 v. H. zu rechnen 
sein. 

Der Aufwand für Verletztenrentenempfänger 
unter 50 v. H. beträgt schätzungsweise 

220 Millionen DM; 
die vermutliche Hohe der Zulagen für Ver- 
letztenrentencmpfänger unter 50 v. H. 

29 Millionen DM. 

Bei einer Nichtberüdcsichtigung der Renten- 
empfänger unter 50 v. H., von denen 95’Vo 
erwerbstätig sind und die ihr volles Einkom- 
men neben der Rente haben können, würde 
die Möglichkeit bestanden haben, die Renten 
der unter 50 v. H. Erwerbsgeminderten, well 
sie fast ausnahmslos im Erwerbsleben stehen, 
nicht zu erhöhen, um dafür der Mehrzahl der 
Beschädigten, die keine Möglichkeiten des Er- 
werbs mehr haben, intensiver durch höhere 
Renten helfen zu können. 

Mit Rücksicht auf die Tatsache, daß etwa 
5^/o erwerbslos sind, konnte sich die Mehrheit 
im Ausschuß für diesen Vorschlag nicht ent- 
scheiden. 

Die Minderheit im Ausschuß sah in der Nicht- 
einbeziehung der Unfallrentner unter 50 v. H. 
eine unbillige Härte. Der Vorsitzende emp- 
fahl eine Neuberechnung der Renten der Un- 
fallverletzten unter 50 v. H. Die Forderung 
der SPD, die Leistungen der Unfallversiche- 
rung mit denen des Versorgungsgesetzes 
gleichzuschalten, wurde abgelehnt, weil eine 
Identifizierung des Haftpilichtgedankens in 
der Unfallversicherung mit dem der Kriegs- 
opferversorgimg von den Regierungsparteien 
nicht gewünscht ist. Ein Sprecher im Ausschuß 
verwies auf die vielen Beispiele der Praxis, 
wobei Beschädigte unter 50 v. H. zum höch- 
sten Tariflohn in Arbeit stünden und die Ren- 
ten daneben bezögen. Nach Aussetzung der 
Beratung in diesem Punkt kam man in einer 
2. Sitzung des Ausschusses trotz aller Beden- 
ken einstimmig zu der Auffassung, den § 1 
durch einen § 1 a zu erweitern und die Zu- 
lagen auch für die Rentenempfänger unter 
50 V. H. Erwerbsminderung unter gewissen 
Voraussetzungen zu gewähren. 

4 1 

(1) Ist die Erwerbsfähigkeit des Verletz- 
ten um weniger als 50 vom Hundert ge- 


mindert, so wird die Zulage nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes auf Antrag ge- 
währt, wenn und soweit der Gesamtbetrag 
des Erwerbseinkommens des Verletzten 
zwei Drittel des der Rente zu Grunde He- 
genden Jahresarbeitsverdienstes nicht er- 
reicht; der Jahresarbeitsverdienst erhöht sich 
um den Zuschlag, der sich aus entsprechen- 
der Anwendung der im § 2 Absatz 1 ge- 
nannten Hundertsätze ergibt. 

(2) Als Erwerbseinkommen gilt auch der 
Bezug von Unterstützung aus der Arbeits- 
losenversicherung oder von Arbeitslosen- 
fürsorgeunterstützung, der Bezug von Rente 
aus der Rentenversicherung der Arbeiter, 
der Angestellten, der knappschaftlichen 
Rentenversicherung, der gesetzlichen Unfall- 
versicherung sowie von Rente nach dem 
Bundesversorgungs- oder nach dem Sofort- 
hilfe-Gesetz. 

(3) Der Antrag auf Zulage muß binnen 
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt gestellt 
werden, für den er wirksam werden soll. 
Für die erstmalige Zahlung der Zulage auf 
Grund dieses Gesetzes vom 1. Juni 1951 an 
muß der Antrag sechs Monate nach Ver- 
kündung dieses Gesetzes gestellt werden. 

(4) Der Bezieher von Zulage nach dieser 
Vorschrift ist verpflichtet, dem Versiche- 
rungsträger, der die Rente bewilligt hat, 
Änderungen seiner Einkommensverhältnisse, 
die den Wegfall der Zulage zur Folge 
haben, unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Die Zulage wird nur entzogen, wenn 
und soweit sich das für die Gewährung der 
Zulage maßgebende Erwerbseinkommen 
nach Absatz 1 um mehr als 10 vom Hun- 
dert über zwei Drittel des der Rente zu- 
grunde liegenden Jahresarbeitsverdienstes 
nach Absatz 1 erhöht hat.“ 

§ 2. Im Ausschuß herrsdite grundsätzliche 
Übereinstimmung über die Notwendigkeit der 
Einführung einer Staffelung in der Berechnung 
der Zulage. 

Gegen die Vorschläge des Vorsitzenden, aus 
Gründen der Zweckmäßigkeit volle Kalender- 
jahre zugrunde zu legen, erhob der Vertreter 
des Bundesministcriums für Arbeit Bedenken. 
Der Ausschuß hatte in dieser Frage die Be- 
schlußfassung zurückgestellt und mit Rücksicht 
auf die Wünsche der Opposition sämtliche §§ 
ohne Abstimmungen durchberaten sowie die 
Abstimmung bis zum Schluß ausgesetzt, damit 
die Ausschußmitglieder der Opposition in der 
Lage waren, ihre Fraktion zu befragen. 



Die Vorlage des Gesetzes sah eine Erhöhung 
aller Renten vor, und zwar: 

bei Unfällen aus der Zeit vor dem 

1. Juni 1949 (geändert 1. Juli 1949) 25 v. H. 

bei Unfällen des Jahres 1949, jedoch 
nach dem 31. Mai 1949 (geändert 
30. Juni 1949) 20 v. H. 

bei Unfällen im ersten Halbjahr 1950 15 v. H. 
bei Unfällen im zweiten Halbjahr 
1950 lOv. H. 

bei Unfällen des Jahres 1951, jedoch 
vor dem 1. Juni 1951 5 v. H. 

Beim § 2 Absatz 3 folgte der Ausschuß dem 
Vorschlag des Bundesrates, die Silben „oder 
ab“ zu streichen und anstelle der Entscheidung, 
das Tagegeld auf volle fünf 'Deutsche Pfennig 
auf“ oder abzurunden, aus sozialen Erwägun- 
gen in jedem Falle die Aufrundung vorzu- 
nehmen. 

Die §§ 3 und 4 wurden unverändert ange- 
nommen. 

Im § 5 ist der Absatz 2 verändert worden. 
Nach der Regierungsvorlage betrug die Wit- 
wenrente für Unfälle nach dem 31. Mai 1951 
mindestens 50 Deutsche Mark monatlich und 
die Mindesthöhe der übrigen Hinterbliebenen- 
renten 40 Deutsche Mark. 

In Anpassung an die Witwenrente in der In- 
validenversicherung wurde der § 2 geän- 
dert und die Witwenrente auf mindestens 
54 Deutsche Mark monatlich festgesetzt. 

Der § 5 Absatz 4, der die Höchstgrenze nach 
§ 595 der Reichsversicherungsordnung behan- 
delt, erhielt einen Zusatz: Dies gilt für Un- 
fälle, die sich vor dem 1. Juni 1951 ereig- 
neten, nur für die Zulage. 

Der § 6, der sich mit dem Zusammentreffen 
von Leistungen der Rentenversicherungen mit 
Leistungen der Unfallversicherung besdhäftigt, 
wmrde unverändert angenommen. Er stellt 
eine bemerkenswerte Verbesserung dar. 

Auch der § 7, der die Erhöhung des Pflege- 
geldes von 50 Deutsche Mark bis 150 Deutsche 
Mark, monatlich bringt, wurde unverändert 
angenommen. Damit ist die Gleichstellung der 
Unfallblinden mit den Kriegsblinden gegeben. 
Die §§ 8 (Rechtsnatur der Zulage) und 9 
(Förmlicher Bescheid) wurden unverändert in 
das Gesetz übernommen. 

Der S 10, der in der Gesetzesvorlage die 
übliche Berlin-Klausel enthielt, führte zu gro- 
ßen politischen Diskussionen im Ausschuß hin- 
sichtlich der Durchführung und Anwendung 
des Gesetzes im Lande Berlin. 


Auf Grund von gemeinsamen Beratungen, die 
zwischen dem ßundesministerium für Arbeit 
und dem Berliner Senat seit Wochen geführt 
wurden und nach interministeriellen Beratun- 
gen über die Eingliederung Berlins in das 
Recht der Unfallversicherung, haben die Re- 
gierungsparteien die gemeinsamen Vorschläge 
des Berliner Senats und des Arbeitsmini- 
steriums aufgegriffen und als 11. Abschnitt 
des Gesetzes in Ergänzung der §§10 und 1 1 
zum Zwecke der Durchführung des Gesetzes 
angefügt, nachdem die im Dritten Buch der 
Reichsversicherungsordnung bezeichneten Trä- 
ger der Unfallversicherung auch Träger der 
Unfallversicherung im Lande Berlin sind, so- 
weit nicht in den folgenden §§ Abweichendes 
vorgeschrieben ist. 

Nachdem der Bundesarbeitsminister und der 
Senator für Arbeit des Landes Berlin im Aus- 
schuß ausdrücklich erklärt haben, daß Berlin 
den Wunsch hat. In dieses Gesetz einbezogen 
zu werden, und daß im Aufträge des Berliner 
Senats die Formulierungen für die Träger der 
Versicherung und die Durchführung des Ge- 
setzes gemeinsam gefunden wurden, nachdem 
weiter verfassungsrechtliche Bedenken in der 
Diskussion ausgeräumt worden waren, erklär- 
ten Herr Senator Klein gemeinsam mit Herrn 
Senator Fleischmann für das Land Berlin, daß 
die Politik Berlins konsequent dahin gehe, daß 
Berlin Bundesrecht übernimmt und B.undes- 
recht anwendet. 

Als Sprecher des Berliner Senats begrüßten die 
Senatoren die Tatsache, daß dieses Gesetz auch 
in Berlin Anwendung findet, und das Bestre- 
ben, mit einem Organisationsgesetz die Vor- 
aussetzung für die Anwendung zu schaffen. 
Mit Rücksicht auf die politischen Bedenken 
der Opposition im Bundestag, auf die beson- 
ders hingewiesen werden muß, ist es bedeut- 
sam, daß der Senator für Arbeit des Landes 
Berlin ausdrücklich erklärt hat, daß er den 
Mehrheitsbeschluß des Berliner Senats vertrete 
und daß die im Berliner Senat vorhandenen 
Meinungsverschiedenheiten nur politisch tak- 
tischer Art wären und nicht in der Sache lägen. 
Nach diesen in Gegenwart des Bundesmini- 
Sters für Arbeit abgegebenen politischen Er- 
klärungen waren die Regierungsparteien im 
Ausschuß der Auffassung, daß mit diesem Ge- 
setz unverzüglich auch die Errichtung der Be- 
ruf sgenossenschaften In Berlin ermöglicht w^er- 
den sollte, damit in der Durchführung des 
Gesetzes und in der Bereitstellung der Mittel 
der Berufsgenossenschaften des Bundesgebietes 
für das Land Berlin keine Verzögerung ein- 
tritt. 


3 



Dem Ausschuß wurde der Beschluß des Ber- 
liner Senats vom Bundesminister für Arbeit, 
dem er schriftlich zugeleitet war, bekanntge- 
geben. 

Der Abschnitt II des Gesetzes regelt mit der 
Einführung der Berufsgenossenschaften in 
Berlin 

die Träger der Versicherung, 
die Gewerblichen Berufsgenossenschaften (§ 12), 
die Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten (§13) 

und andere Träger der Versicherung (§ 14) 
(Eigenunfallversicherung der Länder- und Ge- 
meinden-Unf all Versicherung) ; 

Abschnitt III das Verfahren (§ 15); 

Abschnitt IV die Leistungen und die Über- 
gangs- und Schlußvorschriften (§ 16); 

§ 16 und folgende die Leistungen, der § 18 
regelt die Übergangs Vorschriften von der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin auf die Berufsgenos- 
senschaften, 

die §§ 21 und 22 die finanzielle Auseinander- 
setzung zwischen der Versicherungsanstalt 
Berlin und den Berufsgenossenschaften. 

Es ist dafür Sorge getragen, daß Leistungen, 
die in Berlin auf Grund des Berliner Rechts 
aus Anlaß eines Arbeitsunfalles gewährt wor- 
den sind, auch weiter gewährt werden, auch 
wenn sie nach den Vorschriften der Reichs- 
vcrslchcrungsordnung nicht zu leisten ge- 
wesen wären. Soweit Renten aus Anlaß eines 
Arbeitsunfalles bisher nicht oder in anderer 
Form gewährt worden sind, beginnen sie 
nadi § 19 mit dem 1. Januar 1951. 

Renten, die bisher noch nicht nach den Vor- 
schriften der Reichsversicherungsordnung be- 
rechnet worden sind, werden mit Wirkung 
vom 1. Januar 1951 nach § 20 neu festge- 
stellt. 

Zu Meinungsversdiiedenheiten und Diskus- 
sionen führte bei der Übernahme der Unfall- 
versicherung durch die Berufsgenossenschaften 
in Berlin der § 14 Absatz 2, der die Selbst- 
verwaltung der Organe regelt und der § 23, 
der die Personalübernahme von der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin auf die Berufsgenos- 
sensdiaften beinhaltet. 

Die Minderheit im Ausschuß und der Senat 
Berlin wünschen, daß bei der Errichtung der 
Unfallversicherung im Lande Berlin die Or- 
gane nicht nach den Vorschriften des Gesetzes 
über die Selbstverwaltung und über Änderuu 
gen von Vorschriften auf dem Gebiet der So- 
zialversicherung vom 22. Februar 1951 erwei- 


tert würden, sondern daß für Berlin ein be- 
sonderes Selbstverw altungsrecht abweichend 
von dem Recht der Bundesrepublik Deutsch- 
land gelten sollte. 

Nach den Vorschlägen des Berliner Senats 
sollten in Berlin abweichend vom § 4 Ab- 
satz 1 des Selbstvcrwaltungsgesetzcs nur die 
in den Spitzenorganisationen der unabhän- 
gigen Gewerkschaften und der Vereinigungen 
von Arbeitgebern zusammengeschlossenen Ge- 
werkschaften und Verbände zur Einreichung 
von Vorschlagslisten berechtigt sein. 

Die Mehrheit im Ausschuß konnte die Auf- 
fassung der Opposition und des Landes Berlin 
nicht teilen und forderte die uneingeschränkte 
Gültigkeit des im Bundesgebiet in Kraft be- 
findlichen Gesetzes über die Selbstverwaltung 
und über Änderungen von Vorschriften auf 
dem Gebiet der Sozialversicherung vom 
22. Februar 1951, Sie betonte, daß sie aucli 
mit Rücksicht auf die präjudizierende Wir- 
kung bei der bevorstehenden weiteren Über- 
nahme von Bundesgesetzen für Berlin auf 
diese Forderung nicht verzichten könne. 

Beim § 23, der die Personalübernahnie regelt, 
haben Vertreter der Mehrheit Vorbehalte an- 
gemeldet. Demgegenüber erklärte der Vertre- 
ter des Senats Berlin, daß die Übernahme der 
bei der Versicherungsanstalt Berlin in der 
Hauptabteilung Unfallversicherung beschäf- 
tigten Angestellten auf die Berufsgenossen- 
sdiaften mit den Berufsgenossenschaften im 
Bundesgebiet und deren Hauptverband ab- 
gesprochen worden sei. 

Der Senator für Arbeit wies besonders darauf 
hin, daß diejenigen Angestellten der Ver- 
sicherungsanstalt, die früher nicht bei den ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften tätig wa- 
ren, aus politischen Gründen übernommen 
werden sollen. 

Demgegenüber wurden Bedenken geltend ge- 
macht, daß mit Rücksicht auf die in Berlin 
noch vorhandenen arbeitslosen Angestellten 
mit berufsgenossenschaftlicher Erfahrung und 
Vorbildung wie mit Rücksicht auf die Alters- 
versorgungsansprüche der Angestellten ihrer 
alten Versicherungsträger nur eine Übernahme 
derjenigen erfolgen sollte, die früher bei den 
gewerblichen Berufsgenossenschaften tätig 
waren und von der Versicherungsanstalt Ber- 
lin bei ihrer Errichtung oder später übernom- 
men worden sind. 

Der § 23 wurde wie folgt beschlossen: 

(1) In der Unfallversicherung der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin am 1. Oktober 
1951 beschäftigt gewesene Angestellte wer- 
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den von den betei-ligtcn Trägern der ge- 
set'/dichen Unfallversicherung anteilig nach 
der Zahl der“ Versicherten übernommen. 

(2) Das Dienstverhältnis der von ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften zur Ver- 
sicherungsanstalt Berlin übergetretenen An- 
gestellten sowie die darauf beruhenden 
Rechte und Pflichten leben mit Inkraft- 
treten dieses Gesetzes wieder auf; die bei 
der Versicherungsanstalt Berlin zurück- 
gelcgten Dienst jah re sind auf das BesoT 
dungsdienstaltcr und die ruhegehaltsfähige 
Dienstzeit anzurechnen. Soweit bei der 
Versicherungsanstalt Berlin Höhergruppie- 
rungen erfolgt sind, ist diesen im Rahmen 
der dienstlichen Möglichkeiten Rechnung 
zu tragen. Ist ein nach Satz 1 bei der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin Beschäftigter wäh- 
rend der Beschäftigung bei der Versiche- 
rungsanstalt Berlin infolge Berufsunfähig- 
keit, Erreichung einer Altersgrenze oder 
Tod ausgeschieden, so gehen die An- 
sprüche des Angestellter, oder seiner Hin- 
terbliebenen gegen die Versicherungsanstalt 
Berlin mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
auf die Berufsgenossenschaft über, bei wel- 
cher der Angestellte früher beschäftigt war; 
fvv die Höhe der Ansprüche gelten Satz 1 
Halbsatz 2 und Satz 2 sinngemäß. 

(3) Auf die zu übernehmenden Ange- 
stellten, die nicht bei gewerblichen Berufs- 
genossenschaften beschäftigt waren, findet 
Absatz 2 Satz 1 Halbsatz 2 und Satz 2 
sinngemäis Anwendung. Über die Zuwei- 
sung zu den einzelnen Versichcrungssträ- 
gern entscheidet in Zweifelsfällen der Bun- 
desniinlster für Arbeit im Einvernehmen 
mit dem Senator für Arbeit. 

Die §§ 24 und 25 sind Übergangs- und 
Schluisvorschriften, aus denen wichtig ist, daß 
die Vorschriften des Zweiten Teiles dieses Ge- 
setzes vorbehaltlich der Übernahme des Ge- 
setzes durch das Land Berlin am 1. April 1952 
in Kraft treten sollen. 

Vov und w'ährend der Beratungen des Ar- 
tikels TI im Ausschuis wurden Einsprüche oder 
geschät tsordniingsmäßigc Bedenken nicht gel- 


tend gemacht. Erst nach Abschluß der Bera- 
tungen gab der Sprecher der SPD eine Erklä- 
rung ab und verwies auf die politischen und 
geschäftsordnungsgemäßen Bedenken der Op- 
position mit der Betonung, daß die politischen 
Bedenken für die Ablehnung der SPD maß- 
geblich seien. Die Opposition forderte eine 
Abtrennung des Rentenzulagegesetzes von 
dem Teil II, der die Durchführung und die 
Errichtung der Berufsge.nossenschaften regelt. 
Sie verwies auf die politischen Gefahren in 
Berlin. 

Zum Schluß der Beratungen erhob auch der 
Ausschuß Vorsitzende Abgeordneter Richter 
formale Bedenken, indem er dem Ausschuß 
das Recht bestritt, den Absatz 2 und damit 
die Voraussetzungen der Durchführung des 
Gesetzes für Berlin zu beschließen. Die Re- 
gierungsparteien wiesen die Bezugnahme aut 
gesdiäftsordnungsmäßigc Bedenken nach der 
gemeinsamen Beratung des Gesetzes zurück 
und erklärten, daß es sich lediglich um die 
Ausweitung der Berlin-Klausel im § 10 han- 
dele, zu der der Ausschuß berechtigt war. Der 
Ausschußvorsitzende erklärte, daß er den 
Präsidenten um Anrufung des Geschäfts 
Ordnungsausschusses bitten werde. 

Mit Rücksicht auf die Tatsache, daß eine ein- 
heitliche Meinung wegen der Durchführung 
des Gesetzes in Berlin im Ausschuß nicht zu 
finden war, gab die Vertreterin der DP zu 
Protokoll, daß durch den Einsprudi der SPD 
die Verabschiedung und Durchführung des 
Gesetzes verzögert wird, weil bei dem Tat- 
bestand einer nicht zu erreichenden Einigkeit 
über die Anwendung des Gesetzes in Berlin 
das Gesetz notfalls ohne Einbeziehung Berlins 
verabschiedet werden müßte. 

Der Sprecher der CDU verwahrte sich eben- 
falls gegen die Unterstellungen der Gefähr- 
dung Berlins. 

Schließlich gab der Spredier der SPD auch 
seinerseits die formalen Bedenken gegen die Ini- 
tiative in diesem Gesetz zu Protokoll. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Hohen Haus die 
Annahme des Gesetzes. 


Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. dem Gesetzentwurf mit den aus der nachstehenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Änderungen zuzustimmen, 
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2. den Antrag der Fraktion der SPD betr. Erhöhung aller Unfall 
renten - Nr. 2622 der Drucksachen - 

durch die Beschlußfassung zu Ziffer 1 für erledigt zu erklären. 
Bonn, den 1. Februar 1952 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Richter (Frankfurt) Frau Kalinkc 

Vorsitzender Berichterstatter in 


Zusammenstellung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über Zulagen und Mindestleistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung 
(Unfallversicherungs-Zulagegesetz - UZG -) 

- Nr. 2934 der Drudisachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 
(21. Ausschuß) 


Entwurf eines Gesetzes 

über Zulagen und Mindestleistungen in der 
gesetzlidien Unfallversicherung (Unfall- 
versicherungs-Zulagegesetz 
— UZG—) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Voraussetzungen der Zulagegewährung 
(1) Zu den Geldleistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung (§ 2 Absatz 1) werden 
vom 1. Juni 1951 an Zulagen gezahlt, wenn 
die Leistungen auf Unfällen beruhen, die sich 
vor dem 1. Juni 1951 ereignet haben. Zur 
Verletztenrente wird Zulage nur gezahlt, 
wenn diese Rente mindestens 50 vom Hun- 
dert der Vollrente beträgt. Die Zulagen wer- 
den nur gewährt, wenn und solange sich der 
Beu*echtigte im Bundesgebiet oder Im Lande 
Berlin aufhält, es sei denn, daß zwischen- 
staatliche Abkommen etwas anderes be- 
stimmen. 


Entwurf eines Gesetzes 

über Zulagen und Mindestleistungen in der 
gesetzlichen Unfallversicherung und zur über* 
leitung des Unfollversicherungsredites im 
Lande Berlin 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Erster Teil 

S 1 

Voraussetzungen der Zulagegewährung 
(1) Zu den Geldleistungen der gesetzlichen 
Unfallversicherung (§ 2 Absatz 1) werden 
vom t. Juni 1951 an Zulagen gezahlt, wenn 
die Leistungen auf Unfällen beruhen, die sich 
vor dem 1. Juni 1951 ereignet haben. Zur 
Verletztenrente wird Zulage vorbehaltlich 
des § 1 a nur gezahlt, wenn diese Rente min- 
destens 50 vom Hundert der Vollrente be- 
trägt. Die Zulagen werden nur gewährt, 
wenn und solange sich der Berechtigte im 
Bundesgebiet oder im Lande Berlin aufhält, 
es sei denn, daß zwischenstaatliche Abkom- 
men etwas anderes bestimmen. 
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(2) Werden die Geldleistungen der gesetz- 
lichen Unfallversicherung (§ 2 Absatz 1) auf 
Grund eines Jahresarbeitsverdienstes berech- 
net, dessen Betrag in der Satzung des Ver- 
sidierungsträgers zahlenmäßig festgesetzt ist, 
so wird die Zulage nur gewährt, wenn die 
Satzung des Versicherungsträgers den Jahres- 
arbeitsverdienst bis 30. Juni 1952 erhöht. Die 
Satzung kann bestimmen, daß die Zulage von 
einem späteren Zeitpunkt an gewährt wird, 
spätestens jedoch vom 1. Januar 1952 an. 


(3) Bezieht ein Verletzter Verletzten- oder 
Beschädigtenrenten auf Grund mehrerer Un- 
fälle oder Kriegsbeschädigungen, so werden 
für die Berechnung des Grades der Mindest- 
schädigung (vgl. Absatz 1 Satz 2) die 
Hundertsätze aller Renten zusammenge- 
rechnet. Vorläufige Renten, die durch eine 
Gesamtvergütung nach § 616 a der Reichs- 
versicherungsordnung abgefunden sind, 
bleiben außer Betracht; das gleiche gilt für 
Renten, für die der Berechtigte abgefunden 
ist, wenn diese Renten nicht mehr als ein 
Zehntel der Vollrente betragen. 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 
(2) unverändert 


(2 a) Die Vorschriften des Absatzes 2 gel- 
ten nicht, soweit die Renten der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung nach dem tat- 
sächlichen Jahresarbeitsverdienst errechnet 
werden (§ 940 RVO). 

(3) unverändert 


§ 1 a 

(1) Ist die Erwerbsfähigkeit des Verletzten 
um weniger als 50 vom Hunclert gemindert, 
so wird die Zulage nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes auf Antrag gewährt, wenn und 
soweit der Gesamtbetrag des Erwerbsein- 
kommens des Verletzten zwei Drittel des 
der Rente zu Grunde liegenden Jahresarbeits- 
verdienstes nicht erreicht; der Jahresarbeits- 
verdienst erhöht sich um den Zuschlag, der 
sich aus entsprechender Anwendung der im 
§ 2 Absatz 1 genannten Hundertsätze ergibt. 

(2) Als Erwerbseinkommen gilt auch der 
Bezug von Unterstützung aus der Arbeits- 
losenversicherung oder von Arbeitslosenfür- 
sorgeunterstützung,, der Bezug von Rente aus 
der Rentenversicherung der Arbeiter, der 
Angestellten, der knappschaftlichen Renten- 
versicherung, der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung sowie von Rente nach dem Bundesver- 
sorgungs- oder nach dem Soforthilfe-Gesetz. 

(3) Der Antrag auf Zulage muß binnen 
sechs Monaten nach dem Zeitpunkt gestellt 
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Beschlüsse -des 21. Ausschusses 


§ 2 

Berechnung der Zulage 

(1) Soweit Absatz 2 nichts anderes vor- 
schreibt, beträgt die Zulage zu den Geld- 
leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung 
— Renten ohne die Kinderzulagen, Witwen- 
abfindungen, Witwenbeihilfen, Abfindungen, 
Sterbegelder sowie Tage- oder Familicn- 
gelder, die nicht nach dem Grundlohn be- 
rechnet werden (§ 559 e Absatz 2 der Reichs- 
versicherungsordnung), ausgenommen das 
Pflegegeld (vgl. jedodi § 7) — 

bei allen Unfällen ^us der Zeit vor 

dem 1. Juni 1949 25 v. H. 

bei Unfällen des Jahres 1949, 

jedoch nach dem 31. Mai 1949 20 v. H. 
bei Unfällen im ersten Halbjahr 

1950 15 V. H. 

bei Unfällen im zweiten Halbjahr 

1950 10 V. H. 

bei Unfällen des Jahres 1951, 

jedoch vor dem 1. Juni 1951 5 v. H. 

Die Kinderzulagen (§ 559 b der Reichsver- 
sicherungsordnung werden ln der Weise er- 
höht, daß für jedes zulageberechtigte Kind 
als Zuschlag 10 vom Hundert des Zuschlags 
zur Rente zu zahlen sind. 

(2) Die durchschnittlichen Jahresarbeits- 
verdienste der landwirtsdiaftlichen Unfall- 
versicherung und die Ortslöhne sind vom 
1. Juni 1951 an für das ganze Bundesgebiet 
allgemein neu festzu setzen (§ 1 Absatz 2 der 


werden, für den er wirksam werden soll. Für 
die erstmalige Zahlung der Zulage auf Grund 
dieses Gesetzes vom 1. Juni 1951 an muß der 
Antrag sechs Monate nach Verkündung die- 
ses Gesetzes gestellt werden. 

(4) Der Bezieher von Zulage nach dieser 
Vorschrift ist verpflichtet, dem Versiche- 
rungsträger, der die Rente bewilligt hat, 
Änderungen seiner Einkommensverhältnisse, 
die den Wegfall der Zulage zur Folge haben, 
unverzüglich mitzuteilen. 

(5) Die Zulage wird nur entzogen, wenn 
und soweit sich das für die Gewährung der 
Zulage maßgebende Erwerbseinkommen nach 
Absatz 1 um mehr als 10 vom Hundert über 
zwei Drittel des der Rente zugrunde liegen- 
den Jahresarbeitsverdienstes nach Absatz 1 
erhöht hat. 

S 2 

Berechnung der Zulage 

(1) Soweit Absatz 2 nichts anderes vor- 
schreibt, beträgt die Zulage zu den Geld- 
leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung 
— Renten ohne die Kinderzulagen, Witwen- 
abfindungen, Witwenbeihilfen, Abfindun- 
gen, Sterbegelder sowie Tage- oder Familien- 
gelder, die nicht nach dem Grundlohn be- 
rechnet werden (§ 559 e Absatz 2 der Reichs- 
versicherungsordnung), ausgenommen das 
Pflegegeld (vgl. jedodi § 7) — 

bei allen Unfällen aus der Zeit vor 

dem 1. Juli 1949 25 v. H. 

bei Unfällen des Jahres 1949, 

jedoch nach dem- 30. Juni 1949 20 v. H. 

bei Unfällen im ersten Halbjahr 

1950 15 v.H. 

bei Unfällen im zweiten Halbjahr 

1950 10 v. H. 

bei Unfällen des Jahres 1951, 

jedoch vor dem 1. Juni 1951 5 v. H. 

Die Kinderzulagen (§ 559 b der Reichsver- 
sicherungsordnung) werden in der Weise er- 
höht, daß für jedes zulagebereditigte Kind 
als Zuschlag 10 vom Hundert des Zuschlags 
zur Rente zu zahlen sind. 

(2) unverändert 
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Ersten Verordnung über Ortslöhne und 
Jahresarbeitsverdlenstc in der Sozialversiche- 
rung vom 9. August 1950, BGBl. S. 369). 
Für die nach durchschnittlichen Jahresarbeits- 
verdiensten, nach Jahresarbeitsverdiensten 
gemäß § 1 Absatz 2 oder nach Ortslöhnen 
berechneten Geldleistungen sind die Zulagen 
so zu berechnen, daß die Summe von 
Leistung und Zulage den Betrag ergibt, der 
sich bei einer Berechnung nach den Durdi- 
schnittssätzen oder Ortslöhnen ergeben 
würde, die auf Grund dieses Gesetzes neu 
festgesetzt werden. 

(3) Die nach diesem Gesetz erhöhten Geld- 
leistungen mit Ausnahme des Tage- 
geldes sind auf volle zehn Deutsche Pfennig 
auf oder ab zurunden; bleibt die Zulage 
unter einer Deutschen Mark monatlich, so 
wird sie nicht gewährt. Das Tagegeld 
ist auf volle fünf Deutsche Pfennig auf- oder 
a b zu runden. 


Höchstgrenze der Verletztenrente 

(1) Die Zulage zu einer Vollrente ( 559 a 
Absatiz 1 Nr. 2 der Reichsversicherungsord- 
nung) wird nur gewährt, soweit sie mit der 
nach den bisherigen Vorschriften errechneten 
Rente 250 Deutsche Mark monatlich nicht 
übersteigt; Kinderzulagen und ihre Er- 
höhungen bleiben dabei außer Betracht. 

(2) In den Fällen des § 2 Absatz 1 dürfen 
die Rente einschließlich Kinderzulagen und 
die Erhöhungen dazu den bisher maßgeben- 
den Jahresarbeitsverdienst, erhöht um die in 
§ 2 Absatz 1 Satz 1 vorgesehenen Vom- 
hundertsätze nicht übersteigen. 

§ 4 

Höchstgrenze der Hinterbliebenenrenten 

(l) Die Zulage zu einer Witwenrente von 
zwei Fünfteln des Jahresarbeitsverdienstes 
(§ 588 Absatz 1 Satz 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung) wird nur gewährt, soweit sie 
mit der nadi den bisherigen Vorschriften er- 
rechneten Rente 150 Deutsche Mark monat- 
lich nicht übersteigt. Für die übrigen Hinter- 
bliebenenrenten beträgt die Höchstgrenze 
75 Deutsche Mark monatlich. Der Höchst- 
betrag der Abfindung bei Wie- 
derverheiratung (§ 588 Absatz 2 
der Reichsversichcrungsord- 
nung) ist 1000 Deutsche Mark. 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 


(3) Die nach diesem Gesetz erhöhten Geld- 
leistungen sind auf volle zehn Deutsche Pfen- 
nig aufzurunden; bleibt die Zulage unter einer 
Deutschen Mark monatlich, so wird sie auf 
eine Deutsche Mark erhöht.^ Das Tagegeld 
ist auf volle fünf Deutsche Pfennig aufzu- 
runden. 

§ 3 

unverändert 


§ 4 

Höchstgrenze der Hinterbliebenenrenten 
(1) Die Zulage zu einer Witwenrente von 
zwei Fünfteln des Jahresarbeitsverdienstes 
588 Absatz 1 Satz 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung) wird nur gewährt, soweit sie 
mit der nach den bisherigen Vorschriften er- 
rechneten Rente 150 Deutsche Mark monat- 
lich nicht übersteigt. Für die übrigen Hinter- 
bliebenenrenten beträgt die Höchstgrenze 
75 Deutsche Mark monatlich. 


f) 
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(2) In den Fällen des § 2 Absatz 1 dürfen 
die Renten der Hinterbliebenen und die Er- 
höhungen dazu zusammen den bisher maß- 
gebenden Jahresarbeitsverdienst, erhöht um 
die in § 2 Absatz 1 Satz 1 vorgesehenen 
Vomhundertsätze, nicht übersteigen. 

S 3 

Mindestrente, Mindestfamilien- und 
-tagegeld sowie Mindestzuschlag 

(1) Die Vollrerite für Unfälle aus der Zeit 
nach derri 31. Mai 1951 beträgt mindestens 
90 Deutsche Mark monatlich; die Teilrenten 
sind nach diesem Mindestbetrag zu be- 
rechnen. 

(2) Die Witwenrente für Unfälle nach 
dem 31. Mai. 1951 beträgt mindestens 
5 0 Deutsche Mark monatlich. Die Mindest- 
höhe der übrigen Hinterbliebenenrenten ist 
40 Deutsche Mark. . 

(3) Die Renten für Unfälle vor dem 
1. Juni 1951 einschließlich der Zulagen nach 
diesem Gesetz müssen mindestens die in Ab- 
satz 1 und 2 vorgeschriebenen Mindest- 
beträge ergeben. 

(4) Die Höchstgrenze des § 595 der 
Reichsversicherungsordnung gilt auch für die 
Mindestleistungen für Hinterbliebene; in den 
Fällen des § 2 Absatz 1 gilt § 4 Absatz 2 
entsprechend. 


(5) Das Tagegeld der Unfallversicherung 
nach § 559 e der Reichsversicherungsordnung 
beträgt mindestens 0,65 Deutsche Mark 
täglich. 

(6) Für die Renten der landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung gelten die Absätze 
1 bis 3 nur, soweit die Renten nach dem tat- 
sächlichen J ahresarbeits verdienst berechnet 
werden (§ 940 der Reichsversicherungsord- 
nung). 


§ 6 

Zusammentreffen von Leistungen der 
Rentenversicherungen mit Leistungen 
der Unfallversicherung 

(1) Die Zulagen nach diesem Gesetz 
bleiben bei Anwendung der §§ 1274 und 
1275 der Reichsversicherungsordnung außer 
Betracht. 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 
(2) unverändert 


S 5 

Mindestrente, Mindestfamilicn- und 
-tagegeld sowie Mindestzusdiläge 

(1) unverändert 


(2) Die Witwenrente für Unfälle nach dem 
31. Mai 1951 beträgt mindestens 54 Deutsdie 
Mark monatlich. Die’ Mindesthöhe der übri- 
gen Hinterbliebenen ist 40 Deutsdie Mark. 

(3) unverändert 


(4) Die Höchstgrenze des § 595 der Reichs- 
versicherungsordnung gilt auch für die Min- 
destleistungen für Hinterbliebene; in den 
Fällen des § 2 Absatz 1 gilt § 4 Absatz 2 ent- 
sprechend. Dies gilt für Unfälle, die sidi vor 
dem Inkrafttreten des Gesetzes ereigneten, 
nur für die Zulage. 

(5) unverändert 


(6) unverändert 


S 6 


unverändert 
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Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 


(2) Beim Zusammentreffen von Renten 
der ynfallversicherung und der Rentenver- 
sicherungen muß die Summe der Leistungen 
aus beiden Versicherungszweigen minde- 
stens den Betrag der Rente aus der Renten- 
versidierung erreidien, der ohne Zusammen- 
treffen der Rente aus der Rentenversiche- 
rung mit der Rente aus der Unfallversiche- 
rung zu zahlen wäre; insoweit ruht die 
Rente aus der Rentenversicherung nicht. 
Dies gilt auch dann, wenn keine Zulage nach 
diesem Gesetz zu gewähren ist oder wenn 
der Unfall nach dem 31. Mai 1951 einge- 
treten ist oder elntritt. 

§ 7 

Erhöhung des Pflegegeldes 

Zur Erhöhung des Pflegegeldes erhält 
§ .558 c Absatz 2 Nr. 2 der Reichsversiche- 
rungsordnung folgende Fassung; 

„in der Zahlung eines Pflegegeldes von 
50 Deutsche Mark bis 150 Deutsche 
Mark monatlich". 

§ 8 

Rechtsnatur der Zulage 

(1) Die Zulage ist Bestandteil der 
Leistung. 

(2) Für die Anwendung der §§ 1542 und 
1543 der Reichsversidierungsordnung gelten 
die Zulagen nach diesem Gesetz als Leistun- 
gen und das Verfahren der Zulagegewah- 
mng als Verfahren nach der Reichsversiche- 
rungsordnung. 


S 9 

Förmlicher Bescheid 

Der Berechtigte kann eine förmliche Fest- 
stellung durch schriftlichen Bescheid darüber 
beantragen, ob und in welcher Höhe ihm 
Leistungen auf Grund dieses Gesetzes zu ge- 
währen sind (§§ 1569 a und 1583 der Reichs- 
versicherungsordnung). 


S 7 


unverändert 


S 8 


unverändert 


S 9 


unverändert 
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ZWEITER TEIL 

Abschnitt I 
Allgemeines 
§ 10 

Die im Bundesgebiet geltenden Rechtsvor- 
schriften über die gesetzliche Unfallversiche- 
rung gelten auch im Lande Berlin, soweit 
nicht im folgenden Abweichendes vor- 
geschrieben ist. 

§ 11 

Die im Dritten Buch der Reichsversiche- 
rungsordnung bezeichneten Träger der Un- 
fallversicherung sind auch Träger der Unfall- 
versicherung im Lande Berlin, soweit nicht 
im folgenden Abweichendes vorgeschrieben 
ist. 


Abschnitt II 

Träger der Versicherung 

§ 12 

Gewerbliche Berufsgenossenschaften 

(1) Der Zuständigkeitsbereich der für das 
gesamte Gebiet des Bundes bestehenden ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften wird auf 
das Land Berlin erstreckt. Soweit hiernach 
keine örtlich zuständige Berufsgenossenschaft 
vorhanden ist, bestimmt der Bundesminister 
für Arbeit eine ini Bundesgebiet bestehende 
Berufsgenossensdhaft. 

(2) Bei den Wahlen zu den Organen der 
Berufsgenossenschaften im Lande Berlin gel- 
ten die Vorschriften des Gesetzes über die 
Selbstverwaltung und über Änderungen von 
Vorschriften auf dem Gebiet der Sozialver- 
sicherung vom 22. Februar 1951 (BGBl. I 
S. 124) entsprechend. 

§ 13 

Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaften 

(1) Der Zuständigkeitsbereich der Garten- 
bau-Berufsgenossenschaft wird auf das Land 
Berlin erstreckt. 

(2) Träger der landwirtsdiaftlichen Unfall- 
versicherung im Lande Berlin ist eine vom 
Bundesminister für Arbeit bestimmte land- 
wirtschaftliche Berufsgenossenschaft. 

(3) Für die Wahlen zu den Organen gilt 
§ 3 Absatz 2. 


12 



n r w 11 r f 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


§ 14 

Andere Träger der Versicherung 

(1) Der Zuständigkeitsbereich der Bundes- 
ausführungsbehörden für Unfallversicherung 
wird auf das Land Berlin erstreckt. 

(2) Das Land Berlin errichtet zur Durch- 
führung der Unfallversicherung, für welche 
die Länder Träger der Eigenunfallversiche- 
rung sind, eine staatliche Ausführungs- 
behörde für Unfallversicherung. Sie bildet 
Organe nach den Vorschriften des Gesetzes 
über die Selbstverwaltung und über Ände- 
rungen von Vorschriften auf dem Gebiet der 
Sozialversicherung vom 22. Februar 1951 
(BGBl. I S. 124). 

(3) Berlin crriditet zur Durchführung der 
Unfallversicherung, für welche die Gemein- 
den Träger der Unfallversicherung sind, 
einen Träger der gemeindlichen Unfallver- 
sicherung. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

Abschnitt III 
Verfahren 
§ 15 

Die nach der Reidisversicherungsordnung 
den Versicherungsämtern und Oberversiche- 
rungsämtern in der Unfallversicherung ob- 
liegenden Aufgaben werden im Lande Ber- 
lin vom Sozialversicherungsamt Berlin wahr- 
genommen. 


Abschnitt IV 
Überleitungsvorschriften 

1. Leistungen 

§ 16 

(1) Die Entschädigungspflicht für Unfälle 
geht nach Maßgabe der nachfolgenden Vor- 
schriften von der Versicherungsanstalt Ber- 
lin auf die im § 11 bezeichneten Träger der 
Unfallversicherung über. 

l.Die Entschädigungspflicht für Unfälle, die 
vor dem 8. Mai 1945 eingetreten sind, geht 
auf die im Zeitpunkt des Unfalles zustän- 
digen Träger der Unfallversicherung über, 
wenn der Berechtigte im Bundesgebiet oder 
im Lande Berlin wohnt. Soweit ein Träger 
der Unfallversicherung nicht mehr besteht 
oder nicht erreidibar ist, übernimmt der- 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


jenige Träger der Unfallversicherung die 
Entsdiädigung^ der nadi den in der Bun- 
desrepublik Deutschland maßgebenden 
Vorsdiriften zuständig ist. 

2. Soweit die Versidierungsanstalt Berlin für 
Unfälle entschädigungspflichtig ist, die sich 
in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis 31. De- 
zember 1950 ereignet haben, geht die Ent- 
schädigungspflicht auf die im § 11 bezeich- 
neten, sachlich zuständigen Träger der 
Unfallversicherung über. 

3. Die Entschädigungspflidit der im § 11 bc- 
zeidineten Träger der Unfallversicherung 
erstreckt sich auf die Unfälle, die sich nach 
dem 31. Dezember 1950 ereignet haben 
und die bei Unternehmen, die ihren Sitz 
in Berlin haben, oder bei Tätigkeiten im 
Lande Berlin eingetreten sind. 

(2) Ein nach Absatz 1 Nr. 3 Bereditigter, 
der im Währungsgebiet der Deutschen No- 
tenbank wohnt, erhält die Geldleistungen 
nach den im Lande Berlin geltenden Wäh- 
rungsvorschriften. Soweit Träger der Unfall- 
versicherung Sachleistungen nicht gewähren 
können, haben sie in angemessenem Umfang 
Ersatz zu leisten. Diese Regelung gilt jedoch 
nur, wenn für diesen Versicherungsfall keine 
Geldleistung von einem Träger der Unfall- 
versicherung im Währungsgebiet der Deut- 
schen Notenbank gezahlt wird. 

§ 17 

(1) § 7 Absatz 1 Nr. 2 gilt auch für Un- 
fällcj die nach den Vorschriften der Reichs- 
versicherungsordnung nidit zu entschädigen 
sind, jedoA von der Versicherungsanstalt 
Berlin nadi den für sie geltenden Vorschrif- 
ten entschädigt worden sind. 

(2) Für die Übernahme der Entschädigung 
nach Absatz 1 ist der Träger der Unfallver- 
sicherung zuständig, zu der der Betrieb ge- 
hört, in dem der Verletzte zur Zeit des 
Unfalls besdiäftigt war. Für die Entschä- 
digung der Unfälle von Gewerbetreibenden 
und sonstigen Selbständigen ist derjenige 
Träger der Unfallversicherung zuständig, zu 
dem der Gewerbetreibende oder sonstige 
Selbständige nadi seinem Beruf gehört, ohne 
Rüdesicht darauf, ob der Versicherungsträ- 
ger von der Befugnis nadi § 538 der Reichs- 
versicherungsordnung Gebraudi gemacht hat. 
Besteht hiernach keine Zuständigkeit eines 
Trägers der Unfallversicherung, so bestimmt 
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das Sozialversicherungsamt Berlin den zu- 
ständigen Träger der Unfallversicherung. 

(3) Für die Entschädigung der im Absatz 1 
bezeichneten Unfälle gilt — vorbehaltlich der 
folgenden Vorschriften — das Recht der 
Reichsversicheruiigsordnung, 

1. Die Rentengewährung richtet sich nach 
den vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Anpassung des Rechts der Sozialver- 
sicherung in Berlin an das in der Bundes- 
republik Deutschland geltende Recht vom 
3. Dezember 1950 (Verordnungsbl. für 
Berlin I S. 542) bestehenden Vorschriften. 

2. Soweit die Renten wegen des Bezuges von 
Arbeitseinkommen beim Inkrafttreten des 
in Nr. 1 bezeichneten Gesetzes ganz ge- 
ruht haben oder später zum Ruhen kom- 
men, werden sie auch bei Minderung oder 
Wegfall des Arbeitseinkommens nicht ge- 
zahlt. 

3. Soweit die Renten wegen des Bezuges von 
Arbeitseinkommen beim Inkrafttreten des 
in Nr. 1 bezeidmeten Gesetzes teilweise 
geruht haben, werden sie höchstens in dem 
Betrage gezahlt, der am 1. Januar 1951 
unter Berücksichtigung des Rühens fest- 
gesetzt war; erreicht das Arbeitseinkom- 
men einen das völlige Ruhen bewirkenden 
Betrag, so fallen die Renten weg. 

4. Beim Zusammentreffen von Verletzten- 
renten und Renten aus der Rentenver- 
sicherung fallen die Verletztenrenten weg; 
überzahlte Beträge werden nicht zurück- 
gefordert. 

5. Das Pflegegeld von 50 Deutschen Mark 
monatlich wird in jedem Falle weiterge- 
währt, solange seine Voraussetzungen ge- 
geben sind und nicht eine Pflegezulage auf 
Grund anderer gesetzlicher Vorschriften 
gewährt wird. 

6. Soweit die Versicherungsanstalt Berlin 
Verletztenrenten zuzüglich Pflegezulage 
für während der Versicherungspflicht ein- 
getretene Krankheiten festgestellt hat, die 
nicht auf einer durch Alter bedingten all- 
mählichen Kräfteabnahme beruhen (Hilf- 
losenrenten), gelten die Nrn. 2 bis 5 ent- 
sprechend. Die entsprechende Verletzten- 
rente fällt abweichend von Nr. 4 auch 
weg, wenn eine Rente aus der Rentenver- 
sicherung nicht gewährt wird. Die Auf- 
wendungen für die Pflegezulage gehen zu 
Lasten des Trägers der Unfallversicherung. 
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§ 18 

(1) Die Versicherungsanstalt Berlin gibt die 
bei ihr vorhandenen Unfall Vorgänge an die 
von dem Hauptverband der gewerblichen 
Berufsgenossenschaften bestimmte Stelle ab, 
die sie auf die zuständigen Träger der Un- 
fallversicherung verteilt; diese Stelle trifft 
alle zur Überleitung erforderlichen Maß- 
nahmen. 

(2) Die Leistungspf licht der Versicherungs- 
anstalt Berlin endet mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes. Die bei den Rentenzahlstellen 
vorliegenden Zahlungsaufträge der Versiche- 
rungsanstalt Berlin gelten bis zur Erteilung 
eines neuen Zahlungsauftrages durch den 
übernehmenden V ersicherungsträger als 
Rechtsgrundlage für die Zahlung der Renten. 
Die Im § 11 bezeichneten Träger der Un- 
fallversicherung haben für die Zahlung von 
Renten der Unfallversicherung Postvorschüsse 
in Höhe der voraussichtlichen Aufwendungen 
nach näherer Bestimmung der in Absatz 1 
bezeidineten Stelle zu leisten. 

S 

Soweit Renten aus Anlaß eines Arbeits- 
unfalles bisher nicht oder in anderer Form 
gewährt worden sind, beginnen die festzu- 
stellenden Renten mit dem 1. Januar 1951. 

§ 20 

(1) Soweit Renten aus Anlaß eines Arbeits- 
unfalls bisher noch nicht nach den Vorschrif- 
ten der Reichsversicherungsordnung berech- 
net worden sind, werden sie mit Wirkung 
vom 1. Januar 1951 an neu festgestellt. 

(2) Soweit Renten, die wegen des Bezuges 
von Arbeitseinkommen ganz oder teilweise 
geruht haben, bisher noch nicht in voller 
Höhe gewährt worden sind, werden sie mit 
Wirkung vom 1. Januar 1951 an voll gezahlt. 

2. Finanzielle Auseinandersetzung 

§ 21 

Bei der Erhebung der Umlage für das Jahr 
1951, die von den Trägern der Unfallver- 
sidierung (§ 11) durchzuführen ist, sowie bei 
der finanziellen Auseinandersetzung sind die 
auf die Umlage für die Zeit vom 1. Januar 
1951 an erhobenen Vorschüsse zwischen der 
Versidierungsanstalt Berlin und dem zustän- 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


digen Träger der Unfallversicherung zu ver- 
rechnen. Die Versicherungsanstalt Berlin er- 
hebt weiterhin nur VorsAüsse auf die Um- 
lage. 

§ 22 

Die finanzielle Auseinandersetzung erfolgt 
durch Vereinbarung zwischen der Versiche- 
rungsanstalt Berlin und den Verbänden oder 
Einrichtungen der übernehmenden Versiche- 
rungsträger. Kommt eine Einigung nicht zu- 
stande, so entscheidet unter Ausschluß des 
Rechtsweges endgültig ein Schiedsgericht, das 
aus einem unparteiischen Vorsitzenden, je 
einem Vertreter des Bundesministers für Ar- 
beit und des Senators für Arbeit sowie je 
zwei Vertretern der Versicherungsanstalt 
Berlin und des beteiligten Verbandes oder 
der beteiligten Einrichtung besteht. Den un- 
parteiischen Vorsitzenden bestellt der Bun- 
desminister für Arbeit auf Vorschlag der 
Beteiligten. 


3. PersonalQbernahme 

§ 23 

(1) In der Unfallversicherung der Ver- 
sicherungsanstalt Berlin am 1. Oktober 1951 
beschäftigt gewesene Angestellte werden von 
den beteiligten Trägern der gesetzlichen Un- 
fallversicherung anteilig nach der Zahl der 
Versicherten übernommen. 

(2) Das Dienstverhältnis der von gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften zur Versiche- 
rungsanstalt Berlin übergetretenen Ange- 
stellten sowie die darauf beruhenden Rechte 
und Pflichten leben mit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes wieder auf; die bei der Versiche- 
rungsanstalt Berlin zurückgelegten Dienst- 
jahre sind auf das Besoldungsdienstalter und 
die ruhegehaltsfähige Dienstzeit anzurech- 
nen, Soweit bei der Versicherungsanstalt Ber- 
lin Höhergruppierungeh erfolgt sind, ist die- 
sen im Rahmen der dienstlichen Möglich- 
keiten Rechnung zu tragen. Ist ein nach 
Satz 1 bei der Versicherungsanstalt Berlin 
Beschäftigter während der Beschäftigung bei 
der Versicherungsanstalt Berlin infolge Beruf s- 
unfähigkeit, Erreichung einer Altersgrenze 
oder Tod ausgeschieden, so gehen die An- 
sprüche des Angestelten oder seiner Hinter- 
bliebenen gegm die Versicherungsanstalt 
Berlin mit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
auf die Berufsgenossenschaft über, bei wel- 
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Beschlüsse des 21. Ausschusses 


siehe §11 Absatz 1 


% 10 

Anwendung des Gesetzes auf das Land 
Berlin 

Dieses Gesetz gilt für die gesetz- 
liche Unfallversicherung im 
Lande Berlin, wenn das Land Berlin nach Ar- 
tikel 87 Absatz 2 seiner Verfassung die An- 
wendung dieses Gesetzes beschließt. 
ÜberdieAuswirkungen desvom 
LandeBerlinzu erlassendenGe- 
setzes auf den Bund oder die ge- 
setzliche Unfallversicherung 
im Bundesgebiet regelt dieBun- 
desregierung Im Einvernehmen 
mit dem Senat des Landes Berlin 
das Nähere. 


eher der Angestellte früher beschäftigt war; 
für die Höhe der Ansprüche gelten Satz 1 
Halbsatz 2 und Satz 2 sinngemäß. 

(3) Auf die zu übernehmenden Angestell- 
ten, die nicht bei gewerblichen Berufgenossen- 
schaften beschäftigt waren, findet Absatz 2 
Satz 1 Halbsatz 2 und Satz 2 sinngemäß An- 
wendung. Über die Zuweisung zu den ein- 
zelnen Versicherungsträgern entscheidet in 
Zweifelsfällen der Bundesminister für Arbeit 
im Einvernehmen mit dem Senator für 
Arbeit. 


DRITTER TEIL 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 
S 24 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Vor- 
schrift des § 25 am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Die Leistungen sind vorbehalt- 
lich der Regelung dieses Gesetzes in § 1 Ab- 
satz 2 vom 1. Juni 1951 an zu gewähren. 

§ 25 

(1) Dieses Gesetz gilt im Lande Berlin, 
wenn das Land Berlin nach Artikel 87 Ab- 
satz 2 seiner Verfassung die Anwendung die- 
ses Gesetzes beschlossen hat. 

(2) Die Vorschriften des Zweiten Teiles 
dieses Gesetzes treten vorbehaltlich der Über- 
nahme dieses Gesetzes durch das Land Berlin 
nach Absatz 1 sowie vorbehaltlich der Vor- 
schriften der folgenden Absätze am 1. April 
1952 in Kraft. 

(3) Die im Zweiten Teil dieses Gesetzes be- 
gründeten Verpflichtungen der Versiche- 
rungsträger des Bundesgebietes werden erst 
mit der Übernahme dieses Gesetzes durcji 
das Land Berlin wirksam; in diesem Falle 
treten sie am 1. April 1952 in Kraft. 

(4) Soweit Vorschriften über die Unfall- 
versicherung im Lande Berlin Vorschriften 
dieses Gesetzes entgegenstehen, treten sie mit 
dem 1. April 1952 außer Kraft. 

(5) Die Rechte und Pflichten der Versiche- 
rungsanstalt Berlin gehen, soweit sie die Un- 
fallversicherung betreffen, auf die im § 11 
bezeichneten Träger der Unfallversicherung 
über. Im Falle des § 21 «ibt die Versiche- 
rungsanstalt Berlin die Betriebsvorgänge und 
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§ 11 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach 
seiner Verkündung in Kraft. Die Leistun- 
gen aufGrund dieses Gesetzes sind vorbe- 
haltlich der Regelung In § 1 Absatz 2 vom 

1. Juni 1951 an zu gewähren. 

(2) Im § 1 Absatz 1 Ziffer 2 des Gesetzes 
über die einstweilige Gewährung einer 
Teuerungszulage zur Abgeltung von Preis- 
erhöhungen bei Grundnahrungsmitteln 
(Teuerungszulagengesetz) vom. 10. August 
1951 (BGBl. I S. 507) werden die Worte 
„Kranken- und Familiengeld der Unfall- 
versicherung“ mit Wirkung vom 1. Juni 
1951 durch die Worte „Krankengeld der 
Unfallversidierung“ ersetzt. 


Beschlüsse des 2 1. Ausschusses 

Belege an die in § 18 bezeichnete Stelle ab; 
im übrigen tritt § 21 jedoch mit Wirkung 
vom 1. Januar 1952 in Kraft. 

(6) Die Vorschriften des § 16 Absatz 1 
Nr. 1 treten mit Wirkung vom 1. Januar 
1951 in Kraft. Die I.eistungen nadi § 16 Ab- 
satz 2 sind für Unfälle zu gewähren, die sich 
nach dem 31. Dezember 1950 ereignet haben. 

(7) Das Gesetz des Wirtschaftsrates für das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet über Verbesse- 
rungen der gesetzlichen Unfallversicherung 
vom 10. August 1949 (WiGBl. S. 251) ist, 
vorbehaltlich der Regelung im Gesetz zur 
Anpassung des Rechts der Sozialversicherung 
in Berlin, an das in der Bundesrepublik 
Deutschland geltende Recht vom 3. Dezem- 
ber 1950 (Verordnungsblatt für Berlin I 
S. 542), mit folgender Maßgabe anzuwenden: 

1. Der Zuschlag nach § 2 Absatz 2 ist auf der 
Grundlage des Arbeitsverdienstes in der 
Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1950 
zu errechnen. 

2. Der Zuschlag nach § 6 Absatz 2 ist so zu 
bemessen, daß die Summe von Rente und 
Zuschlag mindestens den für Berlin für das 
Jahr 1950 geltenden Ortslohn ergibt. 

3. Bei der Feststellung der Zuschläge bleiben 
die Verdienstverhältnisse im Währungs- 
gebiet der Deutschen Notenbank unbe- 
rücksichtigt. 

(8) Die Vorschrift des § 2 Absatz 1 gilt im 
Lancle Berlin mit der Maßgabe, daß die Zu- 
lagen vorbehaltlich der Regelung des § 1 a 
nur zu Geldleistungen aus Unfällen zu zah- 
len sind, die in der Zeit vom 1. Januar 1951 
bis zum 31. Mai 1951 cingetreten sind. 


stehe 5 74 
ivird gestrichen 
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